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Die erfolgreiche Bilanz der Entwicklung unserer Landwirt­
schaft in den letzten Jahren ist vor allem auf das bewährte 
Bündnis der Arbeiterklasse mit den Genossenschaftsbauern, 
auf die Stärkung der sozialistischen Produktionsverhältnisse 
auf dem Lande, auf das gewachsene Bewußtsein der LPG- 
Mitglieder zurückzuführen. „Den Genossenschaftsbauern von 
heute charakterisieren eine hohe Qualifikation, ein ausge­
prägtes Verantwortungsbewußtsein für die Bearbeitung und 
Pflege des Bodens und die Betreuung der Tierbestände, für 
den effektivsten Einsatz der landwirtschaftlichen Maschinen 
und Ausrüstungen, der agrochemischen Produkte und der 
Futtermittel.“1

Das LPG-Gesetz stimuliert das Verantwortungsbewußt­
sein der Genossenschaftsbauern in bezug auf den Schutz, die 
effektive Nutzung und die Mehrung des genossenschaftlichen 
Eigentums (vgl. §§23, 24, 29, 31 LPG-G)., Es sieht aber auch 
die materielle Verantwortlichkeit derjenigen Genossen­
schaftsbauern vor, die das genossenschaftliche Eigentum 
schuldhaft schädigen oder durch grobe Vernachlässigung der 
genossenschaftlichen Pflichten schuldhaft erhebliche Produk­
tionsausfälle herbeiführen (§§ 39, 40 LPG-G). Die konsequente 
Anwendung dieser Bestimmungen und die Durchsetzung von 
Schadenersatzansprüchen der LPGs trägt zur weiteren Festi­
gung des Verantwortungsbewußtseins der Genossenschafts­
bauern bei und gewährleistet zugleich hohe Rechtssicherheit 
in den LPGs.

Anknüpfend an frühere Veröffentlichungen1 2 sollen im fol­
genden einige spezielle Fragen der materiellen Verantwort­
lichkeit von Genossenschaftsbauern erörtert werden..

Zur Bestimmung des Umfangs des Schadenersatzbetrages

Die Geltendmachung der materiellen Verantwortlichkeit von 
Genossenschaftsbauern obliegt dem Vorstand der LPG (§ 40 
Abs. 2 LPG-G; Ziff. 45. LPG-MSt). Im Interesse einer wirk­
samen erzieherischen Einflußnahme auf den Genossenschafts­
bauern, die ihn zu künftig verantwortungsbewußtem pflicht­
gemäßem Verhalten veranlassen soll, ist bei der Geltendma­
chung jeglicher Schematismus zu vermeiden und eine 
begründete differenzierte Bestimmung des Schadenersatzbe­
trages in jedem konkreten Fall zu fordern.

Eine undifferenzierte Geltendmachung der materiellen 
Verantwortlichkeit (z. B. in Gestalt eines bestimmten Pro­
zentsatzes des entstandenen Schadens oder eines feststehen­
den, sozusagen „normierten“ Geldbetrages) trägt dem Schutz 
des genossenschaftlichen Eigentums ungenügend Rechnung. 
Ausgangspunkt für die Entscheidung des Vorstands über die 
Höhe der Schadenersatzleistung muß vielmehr der im LPG- 
Gesetz gegebene Rahmen sein. Das ist bei fahrlässiger Scha­
densverursachung in Durchführung der genossenschaftlichen 
Arbeit eine monatliche Vergütung des betreffenden Genossen­
schaftsmitglieds (§ 39 Abs. 3 Satz 1 LPG-G), vorausgesetzt, 
daß der entstandene direkte Schaden diese Höhe überschreitet 
oder sie zumindest erreicht. Es ist unzulässig, diese Grenze 
von vornherein gegenüber der im Gesetz festgelegten oberen 
Grenze dadurch weiter herabzusetzen, daß vom entstandenen 
(direkten) Schaden lediglich ein bestimmter Prozentsatz oder 
ein feststehender Geldbetrag gefordert wird.

Bei der Bestimmung der Höhe des Schadenersatzbetrages 
ist weiterhin zu unterscheiden, ob der Schaden bei Durch­
führung der genossenschaftlichen Arbeit oder außerhalb der 
genossenschaftlichen Arbeit verursacht wurde. Während im 
ersten Fall — im Rahmen des direkten Schadens — eine wei­
tere generelle Herabsetzung der Obergrenze auf eine monat­
liche Vergütung erfolgt (§ 39 Abs. 3 LPG-G), entfällt diese 
Reduzierung im zweiten Fall. Das heißt: Wenn ein Genossen­
schaftsmitglied z. B. mit genossenschaftseigener Technik Auf­

gaben im Rahmen seiner persönlichen Hauswirtschaft erfüllt 
oder diese (mit Zustimmung der LPG) zu anderen persönli­
chen Zwecken einsetzt und dabei an den Maschinen oder Ge­
räten fahrlässig einen Schaden verursacht, ist die obere 
Grenze für den festzulegenden Schadenersatzbetrag durch 
dieses Genossenschaftsmitglied der direkte Schaden, der 
durchaus mehrere monatliche Vergütungen des Genossen­
schaftsmitglieds umfassen kann. Eine weitere generelle Her­
absetzung der oberen Grenze der Schadenersatzpflicht ist für 
diesen Fall nicht vorgesehen. Damit liegt aber für die durch 
den Vorstand unter Berücksichtigung aller Umstände zu tref­
fende Einzelentscheidung (§ 40 LPG-G) eine unterschiedliche 
Ausgangssituation vor, die, sich auch bei sonst gleichen Be­
dingungen in einer unterschiedlichen Höhe der Schadener­
satzverpflichtung niederschlagen muß.

In diesem Zusammenhang ist nochmals darauf hinzuwei­
sen, daß bei unter Alkoholeinfluß (vorsätzliche Arbeitspflicht­
verletzung) im genossenschaftlichen Arbeitsprozeß f a h r ­
l ä s s i g  verursachtem Schaden und gleichzeitiger strafrecht­
licher Ahndung der Pflichtverletzung zwar die Begrenzung 
auf eine monatliche Vergütung des Genossenschaftsmitglieds 
entfällt (§ 39 Abs. 3 Satz 4 LPG-G), nicht aber die Begrenzung 
auf den direkten Schaden (§39 Abs. 2 Satz 1 LPG-G). Das 
heißt, daß auch in diesem Fall bei fahrlässiger Schadensver­
ursachung die Begrenzung der Schadenersatzpflicht auf den 
direkten Schaden durchgreift.

Die materielle, Verantwortlichkeit ist auch dann anzuwen­
den, wenn ein Genossenschaftsmitglied schuldhaft einen Ar­
beitsunfall verursacht, bei dem ein anderes3 Mitglied der 
LPG geschädigt wird. Oft wird noch nicht erkannt, daß auch 
hier die materielle Verantwortlichkeit des verursachenden 
Genossenschaftsmitglieds zu prüfen ist Hat sich der Arbeits­
unfall im genossenschaftlichen Arbeitsprozeß ereignet, so 
ensteht der LPG ein materieller Schaden dadurch, daß sie ge­
genüber dem vom Arbeitsunfall betroffenen Genossenschafts­
mitglied gemäß .§ 36 LPG-G, Ziff. 59 Abs. 2 LPG-MSt scha­
denersatzpflichtig ist. Dementsprechend hat sie gegenüber 
dem verursachenden Genossenschaftsmitglied das Recht des 
Regresses nicht nur bezüglich der Sach- und Geldleistungen, 
die sie anschließend gemäß § 117 der VO über die Sozialver­
sicherung bei der Staatlichen Versicherung der DDR vom
9. Dezember 1977 (GBl. I 1978 Nr. 1 S. 1) an die Staatliche Ver­
sicherung abzuführen hat, sondern auch bezüglich der Scha­
denersatzleistungen, zu denen sie gegenüber dem vom Unfall 
betroffenen Genossenschaftsmitglied oder gegenüber dessen 
unterhaltsberechtigten Hinterbliebenen rechtlich verpflichtet 
ist. Der ymfang der Schadenersatzpflicht des verursachenden 
Genossenschaftsmitglieds wird — fahrlässige Schadensverur­
sachung vorausgesetzt — dabei durch die genannten Leistun­
gen bestimmt, die dem rechtlichen Wesen nach direkten Scha­
den darstellen.

Eine weitere Reduzierung innerhalb des direkten Scha­
dens auf den Betrag einer monatlichen Vergütung des den 
Schaden verursachenden Genossenschaftsmitglieds kommt
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